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Völkerrechtlicher Schutz der Kulturgüter
vor Wegnahme und illegaler Verbringung ins Ausland
Dr. KLAUS ZSCHIEDR1CH und Dr. EVA HOFFMANN, Berlin

Rechtsfragen des Schutzes der Kulturgüter sind in jüngster 
Zeit wiederholt Gegenstand von Erörterungen in internatio­
nalen Gremien gewesen. Aus dem breiten Spektrum dieser 
Materie seien hier nur beispielhaft genannt: die Wahrung 
des kulturellen Welterbes, die Forderung auf Rückführung 
von Kulturgütern, die während der Zeit kolonialer Unter­
drückung aus ihren Ursprungsländern geraubt wurden1, der 
Schutz der Kulturgüter vor Zerstörung im-Falle kriegerischer 
Auseinandersetzungen sowie der Schutz der Kulturgüter vor 
unrechtmäßiger Wegnahme und Verbringung ins Ausland.

Gerade die zuletzt genannte Problematik ist von aktueller 
Bedeutung — tauchten doch in den vergangenen Jahren auf 
Kunstmärkten in kapitalistischen Ländern wiederholt Ge­
mälde, Grafiken und andere.Kulturgüter auf, die rechtmäßi­
ges Eigentum von Museen und Einrichtungen der DDR sind. 
In den meisten Fällen handelt es sich dabei um Objekte, die 
während des zweiten Weltkrieges zum Schutz gegen Luftan­
griffe ausgelagert waren und bei Kriegsende an den damals 
nahezu ungesicherten Bergungsorten gestohlen wurden.1 2 In 
jüngerer Zeit haben auch organisierte Verbrecherbanden aus 
kapitalistischen Ländern versucht, ihre Raubzüge auf das 
Kulturgut der DDR auszudehnen.3

Im folgenden soll dargelegt werden, welchen rechtlichen 
Schutz Kulturgüter vor illegaler Wegnahme genießen und 
welche Verpflichtungen sich aus dem Völkerrecht für die 
Staaten im Hinblick auf die Sicherstellung und Rückführung 
Widerrechtlich verbrachter Kulturgüter ergeben.

Rechtsgrundlagen für den Schutz von Kulturgut

In nahezu allen Staaten mit bedeutendem Kunstbesitz exi­
stieren Rechtsvorschriften zum Schutz, zur Pflege und zur 
Erhaltung des nationalen Kulturgutes. Eines ihrer wesent­
lichen Anliegen ist es, die unkontrollierte Veräußerung und 
Ausfuhr bedeutsamer Kulturgüter zu verhindern und damit 
einer Schmälerung des nationalen Kulturbesitzes entgegen­
zuwirken.4 Diese Rechtsvorschriften sind in ihrer Wirksam­
keit auf das Hoheitsgebiet des jeweiligen gesetzgebenden 
Staates begrenzt. Bei einer illegalen Ausfuhr von Kulturgut 
entsteht daher die Frage, auf welcher Rechtsgrundlage Rück­
führungsansprüche durchzusetzen sind.

Soweit zivilrechtliche Ansprüche auf Herausgabe von Kul­
turgütern geltend gemacht worden sind, haben sich — wie die 
Praxis zeigt — verschiedene rechtliche Schwierigkeiten erge­
ben: die Wahl des anzuwendenden Rechts nach den Grund­
sätzen des Internationalen Privatrechts, unterschiedliche Re­
gelungen über den Schutz des guten Glaubens beim Erwerb 
entwendeter Kulturgüter, unterschiedliche Bestimmungen 
über die Verjährung von Herausgabeansprüchen. Überdies 
entstehen bei zivilrechtlichen Verfahren vor Gerichten kapi­
talistischer Staaten bei mehrjähriger Verfahrensdauer zu­
meist hohe Prozeßkosten, und der Ausgang des Verfahrens 
bleibt bis zum Schluß ungewiß.5 6

Aus der Erkenntnis heraus, daß ein solcher Verfahrens­
weg der geistig-kulturellen Bedeutung von Kunstgegenstän­
den und anderen Kulturgütern nicht angemessen ist, gibt es 
bereits seit Jahrzehnten Bestrebungen, im Rahmen des Völ­
kerrechts zu einer effektiven Regelung derjenigen Fragen zu 
gelangen, die mit der Rückführung weggenommener und ille­
gal ins Ausland verbrachter Kulturgüter Zusammenhängen.

Bereits in den Jahren 1933, 1936 und 1939 waren inner­
halb des Völkerbundes Entwürfe einer Konvention ausge­
arbeitet worden, deren Ziel die Rückführung gestohlener und 
unerlaubt ins Ausland veräußerter künstlerischer, historischer 
oder wissenschaftlicher Objekte war.5 Die Konvention kam 
jedoch nicht zustande.

Für den lateinamerikanischen Raum wurden mit dem Wa­
shingtoner Vertrag zum Schutz beweglichen Eigentums von

historischem Wert vom 15. April 1935 die Bedingungen für 
den Import und Export bestimmter Kulturgüter festgelegt.7 
Die Ausfuhr künstlerischer Objekte ist nach diesem Vertrag 
nur bei Vorliegen einer Ausfuhrgenehmigung des Herkunfts- 
bzw. Ursprungsstaates möglich. Derjenige Vertragsstaat, in 
dessen Gebiet Kulturgut ohne Genehmigung eingeführt wer­
den soll, ist verpflichtet, diese Gegenstände an der Staats­
grenze zu beschlagnahmen und für die Rückführung in das 
Herkunftsland zu sorgen. Bei vollendeter ungenehmigter Ein­
fuhr sind die Vertragsstaaten angehalten, auf Regierungs­
ebene eine Rückführung der Gegenstände zu vereinbaren.

Ein entscheidender Schritt bei der multilateralen Zusam­
menarbeit der Staaten zum Schütz des Kulturgutes war die 
auf der 16. Tagung der Generalkonferenz der UNESCO ange­
nommene Konvention über Maßnahmen zum Verbot und zur 
Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Über­
eignung von Kulturgut vom 14. November 1970.8 Neben einer 
Aufzählung der Kategorien geschützten Kulturgutes enthält 
Art. 1 die Feststellung, daß jeder Staat in bezug auf die in 
seinem Hoheitsgebiet befindlichen kulturellen Werte souve­
rän darüber entscheidet, welche Stücke im einzelnen zum 
geschützten Kulturgut gehören. Die Aus- und Einfuhr von 
Kulturgut ist gemäß Art. 6 nur dann rechtmäßig, wenn eine 
staatliche Ausfuhrgenehmigung vorliegt. Nach Art. 7 ver­
pflichten sich die Vertragsstaaten, entsprechende Maßnah­
men zu ergreifen, daß Museen und ähnliche Einrichtungen 
auf ihrem Hoheitsgebiet keine Kulturgüter erwerben, die 
aus anderen Teilnehmerstaaten der Konvention widerrecht­
lich ausgeführt worden sind. Gleichzeitig haben sie beim Auf­
tauchen derartiger Objekte eine Informationspflicht gegenüber 
dem Herkunftsland. Art. 7 Buchst, b (i) sieht ein generelles 
Einfuhrverbot für gestohlenes Kulturgut vor.

Die Vertragsstaaten sind nach Art. 7 Buchst, b (ii) weiter­
hin verpflichtet, auf Ersuchen des Herkunftslandes geeignete 
Maßnahmen zur Wiedererlangung und Rückgabe von wider­
rechtlich verbrachtem Kulturgut einzuleiten. Der antragstel­
lende Staat hat die notwendigen Unterlagen zur Feststellung 
seines Eigentumsanspruchs zur Verfügung zu stellen. Das 
gesamte Verfahren zur Rückgabe wird auf diplomatischem 
Weg abgewickelt. Einem gutgläubigen Erwerber des Kultur­
gutes hat das Herkunftsland eine angemessene Entschädigung 
zu zahlen. Durch verschiedene Festlegungen wird aber ange-
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